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Von nichts kommt nichts…

«Ich wünsche mir Wertschätzung», gesteht 
der Landwirt. Seine Hände sind mit Torf be-
schmutzt, unter dem Fingernagel am Daumen 
klebt vertrocknetes Blut. Der Mann ackert, sät, 
pflegt und erntet das ganze Jahr hindurch, um 
sein täglich Brot zu erwerben. «Ich will Erfolg», 
meint die junge Chefin einer Textilfirma. Ihr Ge-
sichtsausdruck ist von Schöpfungskraft gekenn-
zeichnet, am linken Handgelenk trägt sie eine 
goldene Uhr. Sie setzt sich mit einer Arbeiterin 
an den Mittagstisch und unterhält sich mit ihr 
über Gott und die Welt. Ihr ist bewusst: Der Un-
ternehmenserfolg basiert auf der Loyalität ihrer 
Angestellten. «Ich sehne mich nach Sicherheit», 
erzählt der Flüchtling. Auf der Schulter trägt 
er einen kleinen Rucksack, gefüllt mit seinem 
gesamten Hab und Gut. Den Pass hat der junge 
Mann längst verloren. Er reiste von Syrien über 
Griechenland und Österreich in die Schweiz. 
Denn er will ein sicheres Dach über dem Kopf 
und möglichst viel Geld. «Ich wünsche mir 
Anerkennung», schreit die Feministin. Sie reisst 
sich zuerst das Shirt, dann den Büstenhalter 
vom Leib und stellt ihre Rundungen öffentlich 

zur Schau. Dabei zetert sie: «Wir Frauen wollen 
nicht auf unser Äusseres reduziert werden!».
Was haben Landwirt, Geschäftsführerin, Flücht-
ling und Feministin gemeinsam? Sie alle leben 
in der Schweiz und wollen in diesem Land 
ihre Träume verwirklichen. Sie wünschen sich 
soziale Anerkennung, Mitspracherecht und Er-
folg. Solange die Wirtschaft floriert und das 
Regierungs-System hält, sind sowohl der Wohl-
stand als auch die öffentliche Sicherheit ge-
währleistet. Doch von nichts kommt nichts. Den 
hohen Lebensstandard haben wir in der Schweiz 
bekannterweise keinen wertvollen Rohstoffen 
zu verdanken – er wurde über Generationen 
hinweg erarbeitet. Wie lange können wir noch 
untätig von diesem Erfolg schöpfen? Armut ist 
in der Schweiz längst keine Seltenheit mehr! 
Gesundheits- und Pflegekosten steigen, Regulie-
rungen nehmen zu, die Altersvorsorge schwin-
det: Immer mehr Personen profitieren von den 
Sozialleistungen, ohne je eine Gegenleistung 
erbracht zu haben. Wie soll das funktionieren? 
Und: Wohin führt das?
«Trotz harter Arbeit reicht mein Lohn kaum 
aus, um meine Familie zu ernähren», stellt 
der Landwirt klar. Währenddessen findet der 
Flüchtling: «Die Schweiz ist ein schönes Land. 
Hier erhalte ich Kleider, Sprachkurse und so 
viel Taschengeld, dass ich auch meine Familie 
in Syrien ernähren kann». Der Landwirt fühlt 
sich benachteiligt, er ist unzufrieden in seinem 
eigenen Heimatland. «Der Wirtschaftsstandort 
Schweiz ist attraktiv, die Angestellten tüchtig. 
Doch ich sehe mich dazu gezwungen, den Un-
ternehmenssitz ins Ausland zu verlagern», er-
läutert die Chefin einer Textilfirma. Sie fühlt sich 

ausgenommen und sieht ihr Engagement durch 
die zunehmenden Regulierungen blockiert. Die 
Feministin zeigt sich kooperativ, denn sie hat 
den Lösungsansatz längst auf der Hand: «Wir 
brauchen Frauenquoten!» Sie ist überzeugt: Wä-
ren mehr Frauen an der Macht, dann gäbe es 
diese Probleme nicht. 
Von nichts kommt nichts. Unzufriedenheit, Neid 
und stumpfsinnige Mutmassungen bringen die 
Schweiz nicht voran. Vielmehr sollten wir uns 
persönlich, wirtschaftlich und politisch wieder 
auf unsere ursprünglichen Werte wie Gemein-
sinn, Mut und Respekt besinnen. Denn: Nur mit 
diesen Ansätzen können wir den hohen Wohl-
stand der Schweiz langfristig erhalten. 

Achtung
   dies ist keine 
      Gratiszeitung
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Von  
Corinne Merk 
Vorstand Junge SVP 
Kanton Zürich

Anti-Rassismus Strafnorm

Die Strafnorm sieht vor, dass Personen, die öf-
fentlich gegen eine Person oder Personengruppe 
wegen ihrer Rasse, Ethnie oder Religion zu Hass 
oder Diskriminierung aufruft, mit Freiheitsstrafe 
bis zu 3 Jahren oder Geldstrafe bestraft wird. 

Grundsätzlich klingt diese Anti-Rassismus-
Strafnorm nicht schlecht. In Art. 8 der Bundes-
verfassung werden Rasse, Ethnie und Religion 
jedoch bereits geschützt. Es stellt sich nun die 
Frage, wieso man also die Anti-Rassismus Straf-
norm benötigt. 
Durch die Anti-Rassismus Strafnorm wird die 
Meinungsäusserungsfreiheit der Bürger einge-
schränkt. Heutzutage muss man besonders als 
«rechter» Bürger fürchten, dass man angezeigt 
wird, obwohl man bloss seine Meinung kundge-
tan hat. Die Norm ist zudem zu wenig bestimmt 
und führt zu Anwendungsschwierigkeiten. Solch 
eine Norm gehört nicht in einen Rechtsstaat. In 
der Schweiz gilt die Meinungsäusserungsfreiheit 
und jeder Bürger hat das Recht seine Meinung 
kundzutun, auch wenn es nicht allen gefällt. 

Fehlprognosen oder «fake news»?
Man trifft zukunftsgerichtete Entscheide zumeist aufgrund von Prognosen der künftigen Entwicklung. So zieht man namentlich 
oft Prognosen heran oder stellt geradezu darauf ab, wenn es um die Herbeiführung politischer Entscheide geht, namentlich um 
Volksentscheide an der Urne. Die Krux dabei ist, dass diese entscheidrelevanten Prognosen mal einigermassen stimmen kön-
nen, aber oft auch völlig daneben liegen. Was geschieht, wenn behördlich verbreitete Prognosen um mehr als Faktor 10 falsch 
waren und man gestützt darauf völlig falsche politische Entscheide traf? Nichts!

Von Dr. rer. publ. HSG Rolando Burkhard, Bern 

Fehlprognosen sind an der Tages-
ordnung
Die (Fehl-)Prognosen werden verwaltungsin-
tern zusammengeschustert, stammen aber oft 
– zwecks Erhöhung der Glaubwürdigkeit – von 
herangezogenen externen Experten, oft Profes-
soren. 
Erinnern Sie sich noch an die berühmt-berüch-
tigte Prognose, dass die Einführung der Perso-
nenfreizügigkeit zu einer maximalen Nettozu-
wanderung von 8’000 Personen jährlich führen 
würde ? Gekommen sind dann 10mal mehr, so 
um die 80’000, in 10 Jahren um die 800’000. 
Die Prognose stammte vom in Hamburg le-
benden Schweizer Prof. Straubhaar, der jüngst 
einräumte: «Es war ganz offensichtlich eine 
Fehlprognose». 
Und wie war es bei der Prognose punkto Bei-
tritt zum Schengen/Dublin-Abkommen der EU? 
Auch dort wurden die Kosten um den Faktor 10 
unterschätzt. Zudem hat man uns den Himmel 
auf Erden versprochen punkto Eindämmung der 
Zuwanderung, Rückschaffung von Asylbewer-
bern, Kriminalitätsbekämpfung etc. Alles totaler 
Unsinn. Dass Schengen/Dublin nicht funktio-
niert, geben mittlerweile sogar deren naive Er-
finder in der EU zu und halten sich selber kaum 
mehr daran. 
Die Beispiele liessen sich beliebig erweitern. 
Wohlverstanden: Bei Prognosen kann man 
sich täuschen. Nicht mal Madame Soleil liegt 
mit ihren Horoskopen immer richtig. Doch 
etwas geschieht beängstigend auffallend 
oft: Behördlicherseits präsentierte (Fehl-)
Prognosen sind stets darauf ausgelegt, die 
behördlich erwünschten Vorlagen im güns-

tigsten Lichte erscheinen zu lassen, um die 
Zustimmung des Volkes herbei zu zaubern. 
Das funktioniert recht gut, denn die Tatsa-
chen holen uns jeweils erst nach den getrof-
fenen Volksentscheiden ein.

Sind die Fehlprognosen gewollt?
Das sorgt bei vielen für ein sehr ungutes Gefühl. 
Denn es nährt den Verdacht, dass man ver-
waltungsintern nur jene Statistiken heranzieht 
und zudem sehr «kreativ» interpretiert, die zur 
Erreichung des jeweils gewünschten politischen 
Zieles nützlich sind. Und schlimmer noch: Dass 
man bei der Vergabe von Prognoseaufträgen an 
Externe jene Experten heranzieht, von denen 
man praktisch sicher ist, dass sie die erwünsch-
ten Resultate liefern: Also so quasi erwünschte 
Gutachten «auf Bestellung». Im gegenteiligen 
Fall kann man sie ja auch schlicht schubladi-
sieren und auf deren Verbreitung verzichten, so 
wie das Wirtschaftsunternehmen bei schlechten 
Umfrageergebnissen üblicherweise tun.
Das sind zugegebenermassen Mutmassungen. 
Belegen kann ich das natürlich nicht, ohne 
amtsgeheimnisverletzend verwaltungsinterne 
Meinungen wiederzugeben, die dort so quasi als 
«offene Geheimnisse» zirkulieren. Aber es will 
selbstverständlich niemand öffentlich Klartext 
sprechen und dadurch seinen Job riskieren. 
Wohlverstanden: In jedem Abstimmungs-
kampf stehen sich befürwortende und ableh-
nende Fronten gegenüber. Und jede Partei 
wird darauf bedacht sein, jene Argumente 
ins Feld zu führen, die für ihre Argumenta-
tion sprechen. Das ist legitim. Aber bei der 
Behördenpropaganda ist meines Erachtens 
allergrösste Objektivität zu fordern, sonst 
degeneriert sie zu «fake news».

Was tun?
Zurück zur eingangs gestellten Frage: Was ge-
schieht, wenn man aufgrund von erwiesener-
massen krass falscher Behördenpropaganda gut-
gläubig politisch völlig falsch entschieden hat ? 
Wie gesagt: Nichts. Natürlich kann man theore-
tisch wieder mühsam mit Referenden und Initi-
ativen demokratisch für die nötigen Korrekturen 
sorgen. Aber das ist nicht nur mühsam, sondern 
sehr aufwendig und kommt dann auch zeitlich 
oft «eine Katastrophe zu spät». Und zudem stra-
paziert es unser direktdemokratisches System 
und bewirkt eine zunehmende Abstimmungs-
verdrossenheit, die den Gegnern der direkten 
Demokratie sehr entgegen kommt. Muss man 
denn jedes Mal 2-3mal abstimmen gehen, damit 
der klare Volkswille endlich respektiert wird ?
Ein Wundermittel gegen diesen mutmasslichen 
Missbrauch kenne ich auch nicht. Damit, dass 
man verwaltungsinterne Fehlprognostiker ent-
lässt und Professoren à la Straubhaar augen-
zwinkernd künftig nicht mehr als «Experten» 
zuzieht, ist es natürlich nicht getan. Eigentlich 
müsste man politische Entscheide, die aufgrund 
von krass falschen behördlichen Informationen 
irrtümlich getroffen wurden, schlicht automa-
tisch kassieren, mithin die Vorlagen zurückzie-
hen oder wahrheitsgetreu neu vorlegen. 

Durch die Norm kommt es auch vermehrt zu 
Anzeigen (besonders aus dem linken Lager) und 
dies führt schlussendlich wieder zu mehr Bü-
rokratie. Ausserdem kann gesagt werden, dass 
sich der Artikel nicht bewährt hat. Er führt zu 
einer Vielzahl von aussichtslosen und teilweise 
missbräuchlichen Anzeigen. Dies bedeutet mehr 
Aufwand für Strafverfolgungsbehörden und für 
die Gerichte. 
Schliesslich kann festgehalten werden, dass es 
nur selten zu Verurteilungen kommt, und somit 
ist diese Strafnorm unnütz. 
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Auflösung Wettbewerb  
DIE IDEE 3/17
Die Frage war: Welche Jahrzahl ist auf dem 
Bild aus dem Schloss Worb zu erkennen?

Auflösung: 

Es gingen sehr viele falsche Jahrzahlen ein. Die 
richtige Antwort lautet: 1594

Einen Eintritt in den Zoo Zürich gewinnen:

Christoph Steiner, 6042 Dietwil / Gustave  
Naville, 8126 Zumikon / Alfred Krucker, 3097 
Liebefeld / Hans-Peter Opferkuch, 8127 Forch /  
Pascal Schreiber, 4613 Rickenbach / Heinz Hür-
zeler, 8665 Luchsingen / Heidi Gächter, 8303 
Bassersdorf

Wettbewerbsfrage: 

Wettbewerb Antwort auf Talon Seite 16 oder per Mail an idee@jsvp.ch
Wer mitmacht, gewinnt!

Zu gewinnen sind zwei von Grossratskandidat Janosch Weyermann aus Bern  
gesponserte Eintrittsgutscheine ins Tropenhaus Frutigen sowie zehn interessante 
Bücher aus dem Verlag der Schweizerischen Vereinigung Pro Libertate.

Benutzen Sie den Talon auf Seite 16 oder senden Sie die Lösung via Mail an idee@jsvp.ch

Wo steht dieses Kreuz?

JSVP als Bollwerk gegen die über-
triebene politische Korrektheit

Von Adrian Spahr und Nils Fiechter, Co-Partei­
präsidenten Junge SVP Kanton Bern 

Im vergangenen Monat entstand in den Medi-
en eine absurde Diskussion über den Begriff 
Mohrenkopf. Da formierte sich doch tatsächlich 
ein «Komitee gegen rassistische Süssigkeiten». 
welches die Firma Dubler dazu bewegen will, 
den Namen Mohrenkopf abzuändern - weil dies 
rassistisch sei! Schon nur auf die Idee zu kom-
men, dass Süssigkeiten rassistisch sein könnten, 
zeigt, dass gewisse Leute besser einem anstän-
digen Beruf nachgehen würden.

Die Junge SVP hat auf diese absurde Forderung 
reagiert und verteilte in der Stadt Biel 1’000 
Gratis-Mohrenköpfe an die Bevölkerung, was 

PETITION: Wir essen weiterhin unsere Mohrenköpfe!
 

Wir, welche diese Petition unterzeichnen, wollen weiterhin echte Dubler Mohrenköpfe essen,  
deren Rezept, Namen und Schriftzug seit der Firmengründung unverändert geblieben sind!

www.prolibertate.ch / Petition herunterladen, ausdrucken und einsenden!

sehr gut ankam! Innerhalb von zwei Stunden 
waren alle Mohrenköpfe weg. Die Aktion wurde 
mit Transparenten wie «Je suis Mohrenkopf»,
«Schluss mit übertriebener politischer Korrekt-
heit» oder «Kein Mohrenkopf ist illegal» beglei-
tet. Im Vorfeld berichtete der «Blick» gross über 
unsere Aktion. Ausserdem begleitete uns
«TeleBärn» vor Ort. Der gleichentags im Fern-
sehen ausgestrahlte Beitrag fiel positiv aus. 
Schliesslich ist ein Mohrenkopf nichts Verwerf-
liches, sondern bloss ein Süssgebäck.

Was die in unserem Land herrschende, über-
triebene politische Korrektheit anbelangt, 
wurde zwischenzeitlich ein neuer Tiefpunkt 
erreicht. Die Junge SVP fühlt sich verpflich-
tet, entsprechenden Bewegungen die Stirn zu 
bieten und diese mit gezielten Aktionen ins 
Abseits zu stellen.
Einen weiteren positiven Nebeneffekt hat das 
«Komitee gegen rassistische Süssigkeiten» mit 
seiner Diskussion ausgelöst: Die Firma Dubler, 
welche das landesweit bekannte Schaumgebäck 
produziert, macht seitdem massiv mehr Umsatz. 
Es ist aber eine Frage der Zeit, bis Gutmenschen 
den nächsten Angriff auf unsere Traditionen und 
auf Schweizer Kleinunternehmen vornehmen. 
Die Junge SVP steht bereit, sich für die Anliegen 
und Werte unseres Landes einzusetzen!
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Correctness
Eine wahre Geschichte

Eine stumpenrauchende  
Hundertjährige
In der Zeitung zu schreiben, dass das Rauchen 
von Stumpen und Zigarren gesund sei, gar ein 
langes Leben bescheide, war wohl schon 1953 
nicht ganz correct. Mit Katharina Kottmann 
(*1853) steht dafür eine hundertjährige Aargau-
erin als Zeugin neben Winston Churchill, dem 
wohl bekanntesten Zigarrenraucher. 

Das seelische Wohlbefinden
«Der mächtigste Faktor des körperlichen Ge-
sundseins ist das seelische Wohlbefinden».
«Das schlimmste Übel ist die Hypochondrie».
Einen Arzt zu solchen Statements in den Medien 
zu bewegen, dass er sich wie sein Vorbild, «der 
leidenschaftliche Medizinprofessor Ehrlich», 
eine Cigarre gönnt, ist auch nicht eben correct. 
Doch weil man dabei nicht inhaliere, schade das 
der Gesundheit nicht.

Völlig uncorrect: Der Negerkopf
«Unsere Hausmarke, Negerkopf, bürgt für Qua-
litätsware». So durfte eine Aargauer Cigarren-
fabrik 1923 ihr Prestige-Produkt mit dunklem 
Deckblatt anpreisen. Heute hätte sie Klagen von 
Gesinnungspolizisten und Meinungsdiktatoren 
am Hals.

«Nicht in den 
WK einrücken 
ohne Schweizer 
Stumpen!»
«Sei ein Mann 
und rauche 
Stumpen!» 
Geht gar nicht.

Tabakbekämpfung: Alles in einen 
Topf!
Korrekt ist es nie, wenn der Bund alles über 
einen Leisten schlägt. Da Cigarren- und Pfei-
feraucher in der Regel nicht inhalieren, ist eine 
gesundheitliche Gefährdung praktisch nicht ge-
geben. Tabakgegner und Gesetzgeber jedoch 
werfen alles in einen Topf. 
Unkorrekt ist es, jegliche Form des Rauchens zu 
vergällen, zu bestrafen, mit Steuern zu belegen, 
weltweit ohne jeden wissenschaftlichen Beweis, 
inwiefern eine gemütliche Pfeife, eine Selbst-
belohnungszigarre, beim Wandern ein Stumpen 
oder eine Original-Krumme schadet. 
Quelle der Zitate: Andreas Steigmeier, Blauer 
Dunst, Baden 2002, Seiten 36, 42, 61, 106, 116.

Von  
Dr. Frederik Briner 
5210 Windisch AG

Buchvorstellung

Jedem Teufel  
seine Hölle

Ein guter Aphorismus ist die Weisheit eines 
ganzen Buches in einem einzigen Satz, sagte 
einmal der deutsche Dichter Theodor Fontane. 
Und zu Recht, wohl bemerkt. Das vorliegende 
Buch «Jedem Teufel seine Hölle» spiegelt das 
Leitmotiv dieser Sichtweise eindrucksvoll wi-
der. In kurzen Sätzen, zuweilen aber nur noch 
mit einem Wort, wird darin das ganze, globale 
und vielleicht das Komplizierte – präzise defi-
niert. Wie etwa: EUnuche! 
Für uns Schweizer ist dies gewiss eine vielsa-
gende Abkürzung, die EU. Was aber dahinter 
steckt, steht leider auf einem anderen Blatt ge-
schrieben. Lubomir T. Winnik, der Autor des 
Satire-Buches «Quo imus?» hat abermals ver-
sucht, seine ironische Energie auch diesmal auf 
ähnliche Weise zu entladen. Denn die allerkür-
zeste literarische Form birgt oftmals nicht nur 
bissige Satire in sich, ein Hauch Philosophie darf  
darin ebenfalls nicht fehlen. 
Das Besondere am Buch – ist auch sein Format. 
Es ist quer, es passt sogar in eine etwas grössere 
Hosentasche. Die Aphorismen und Definitionen 
sind so gedacht, dass sie als fertig gebündelte  
Gedankensätze im Alltag, in Gesprächen oder 
Diskussionen verwendet werden können. Dem 
Leser ist nur eines abverlangt, sich ihrer zu 
erinnern. Das Werk beinhaltet 22 Illustrationen 
vom Autor, es wurde auf hochwertigem Papier 
gedruckt und hat einen matt laminierten Hart
umschlag. «Jedem Teufel seine Hölle» – auch 
ein originelles Geschenk für die Nächsten und 
Freunde. 
Quelle: «Wort», Zürcher Schriftsteller Verband

Bestellungen Seite 9

Spenden in WIR
Sie können Spenden  
an DIE IDEE auch in  
WIR tätigen.
Spenden in WIR bitte BA  
an DIE IDEE, Postfach 6803,  
3001 Bern, senden.  
Konto 119 571-37
IBAN: CH27 0839 1114 9384 7000 0
Herzlichen Dank für Ihre Unterstützung.
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Schweizer Banken kündigen Bankkonten von  
Auslandschweizern

Von Viktor Nell, SVP International,  
Präsident Sektion Spanien 

762’000 – und damit fast jeder zehnte Schweizer 
– lebt mittlerweile im Exil. Deshalb bemühen 
sich viele Parteien verstärkt, dieses Potenzial als 
begehrte Wähler zu nutzen. Auch Bundesbern ist 
sehr bemüht die Auslandschweizer an ihre patri-
otische Verbundenheit zu erinnern wie Bundes-
rat Burkhalter am diesjährigen Auslandschwei-
zer Kongress (ASO), 5. August in Bern auf dem 
Bundesplatz den Kongressteilnehmern zurief: 
«Die Schweiz braucht die Auslandschweizer 
und wir zählen auf euch»! Geht es jedoch um 
notwendige Hilfeleistung (z.B. Bankenraus-
wurf) ist Bern weit, sehr weit!

Globaler Standard
Die mächtige OECD, Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, 
nimmt weltweit massiven Einfluss auf den Au-
tomatischen Informationsaustausch (AIA) bei 
Bankkontodaten.

Eingeknickt
Am 21. Juli 2014 hat die OECD das Gesamt-
paket zum neuen globalen Standard für den 
automatischen Informationsaustausch in Steu-
ersachen veröffentlicht. Die Schweiz begrüsste 
(...) den neuen internationalen Standard, an dem 
sie (Bundesrätin Evelyne Widmer-Schlumpf) 
selber aktiv mitgewirkt hat. Im Weiteren hat der 
Bundesrat einem Schreiben des Eidgenössischen 
Finanzdepartements (EFD) an das Global Forum 
für Transparenz und Informationsaustausch in 
Steuersachen zugestimmt.

An Gesetze ihres Wohnlandes halten
Weil die Einkommensdeklaration durch dieses 
Abkommen ohnehin gewährleistet wird, haben 
die Finanzinstitute, gemäss FATCA-Abkommen 
(Foreign Financial Institute, FFI) keinen Grund 
mehr Auslandschweizern die Eröffnung oder 
Beibehaltung von Bankkonten zu verweigern! 
Die im Ausland lebenden Schweizer müssen 
sich an die Gesetze ihres Wohnlandes halten, 

also auch an die Steuergesetze. Viele unter ih-
nen, sind daher sehr angewiesen, ein Konto in 
der Schweiz zu haben, etwa weil sie eine geerbte 
Liegenschaft besitzen, die sie im Familienbe-
sitz behalten möchten, die mit einer Hypothek 
belastet ist, weil sie in der Schweiz eine Rente 
erhalten oder die Krankenkassenprämien zu be-
dienen haben.

Knallharte Konsequenz
Als Beispiel sei auf die fatale Situation etli-
cher Mitglieder und Sympathisanten der SVP 
Landes-Sektion Spanien hinzuweisen. Mehrere 
Angehörige dieser schweizerisch bürgerlichen 
Gruppierung haben die Kündigung ihrer CH-
Bank auf den 30. September bzw. auf Ende 
2016 erhalten mit der knallharten Konsequenz: 
Auflösung von Kontoführung/Zahlungsverkehr/
Hypotheken mit Objektdomizil Schweiz!

Dilemma
Wer in dieser Zwangslage keine Bank ausfin-
dig machen kann, die bereit ist, die Hypothek 
abzulösen, sieht sich gezwungen, die Immo-
bilie zu verkaufen – nicht selten zu schlechten 
Bedingungen. Bestimmte Banken bieten zwar 
auslandschweizerischen Bürgern unter Umstän-
den weiterhin Bankdienstleistungen an, jedoch 
zu überrissenen Gebühren bis zu 1’200 CHF 
pro Jahr, die jedoch in keinem angemessenen 
Verhältnis zu den tatsächlich entstandenen 
Kontoführungsgebühren stehen. Einige Gross-
banken sind eventuell bereit, Konten für Aus-
landschweizer anzubieten (nennen aber keine 
einzelne Länder) verlangen allerdings ein Min-
destanlagevermögen von 100’000 bis 250’000 
Schweizer Franken! Sind alle Exilschweizer 
wohlhabende Auswanderer?

Recht auf ein Bankkonto
Für Auslandschweizer ist es immer schwieriger 
und teurer geworden, ein Konto bei einer Schwei-
zer Bank zu führen. Einige Institute haben das 
Geschäft mit Kunden, die einen ausländischen 
Wohnsitz haben, gar vollständig aufgegeben. 
Die PostFinance, eine Tochtergesellschaft der 

Schweizerischen Post, die Ihrerseits zu hundert 
Prozent im Besitze des Bundes ist, hat Kredit-
karten für Schweizer Kunden mit Wohnsitz im 
Ausland kurzerhand gekündigt. Viele Schweizer 
Bürger sind von dieser Entscheidung hart be-
troffen, obwohl sie sich nichts zuschulden haben 
kommen lassen und immer ihren steuerlichen 
Verpflichtungen nachgekommen sind, werden 
sie nun zur Schliessung ihrer Bankkonten ge-
drängt. Jedem Schweizer Bürger muss das Recht 
auf ein Bankkonto in der Schweiz zustehen. 
Überdies erscheint es alles andere als logisch, 
dass Schweizer Bankinstitute ausländische Kun-
den jederzeit akzeptieren, während dieselben 
Banken in der Schweiz die Auslandschweizer als 
Risikokunden ablehnen!

Abstruse Begründungen
Von den schweizerischen Geldinstituten kriegt 
man nur nebulöse Begründungen: «Von aufwen
diger Dokumentation ist bei der Berner Kanto
nalbank BEKB die Rede, von höherem Auf-
wand und beachtlichen operationellen Risiken 
bei Raiffeisen, UBS und CS, vom sich laufend  
komplexer verändernden regulatorischen Umfeld 
bei der Zürcher Kantonalbank ZKB und ein en-
ormer Überwachungsaufwand geben die Luzer-
ner- u. Aargauer Kantonalbanken vor im grenz-
überschreitenden Bankgeschäft». Unter Ausland 
schweizern sorgt dieser Umstand für grossen 
Unmut. Es kann doch nicht sein, dass domizi-
lierte Exilschweizer aufgrund ihres Wohnsitzes 
im Ausland unbesehen der realen Umstände zu 
Risikokunden und damit zu potentiell Kriminel
len (Steuerhinterzieher) abgestempelt werden!

Skandalös
Ausgerechnet die USA, die in den letzten Jahren 
im Zuge von Strafverfahren wegen Steuerhinter-
ziehung Milliarden von Schweizer Banken er-
presste, nehmen nicht am FATCA-Abkommen/ 
AIA teil. Das heuchlerische Rechtsverhalten der 
US-Steuerbehörde IRS zeigt sich bestärkt, da 
die USA ihren Partnerländern nichts melden und 
die Mitwirkung an der globalen Initiative des 
Austauschs von Kontodaten strikt verweigern.

Die Jungen Grünen hatten wegen Ras-
sismus Nationalrat Hess angezeigt, die 
JUSO-Chefin drohte gar mit einer An-
zeige wegen Sexismus. Fakt ist jetzt 
aber, dass die Staatsanwaltschaft des 
Kantons Bern eine sogenannte Nicht-
anhandnahmeverfügung erlassen hat. 
SVP-Nationalrat Erich J. Hess hat-
te das Wort «Neger» Ende Juni im 
Berner Stadtparlament verwendet. 
Tag für Tag sehe man auf dem Reit-
hallen-Vorplatz «hauptsächlich Neger 
am Dealen», sagte der Berner Unter-

nehmer und Lastwagenchauffeur im 
Stadtparlament.
Die Berner Staatsanwaltschaft schreibt 
nun in ihrer Verfügung von Ende Sep-
tember, in einer Demokratie müsse 
es möglich sein, auch am Verhalten 
einzelner Bevölkerungsgruppen Kri-
tik zu üben. Eine Herabsetzung oder 
Diskriminierung im Sinn der Antiras-
sismus-Strafnorm sei nicht leichthin 
zu bejahen. Den Tatbestand erfülle 
nicht bereits, wer über eine von dieser 
Norm geschützte Gruppe etwas Un-

vorteilhaftes äussere. Dies solange die 
Kritik insgesamt sachlich bleibe und 
sich auf objektive Gründe stütze. Hess 
sage nicht, dass sämtliche Personen 
schwarzer Hautfarbe Handel mit Dro-
gen betrieben. Zudem lasse sich Hess’ 
Aussage auf objektive Grundlagen 
stützen. Sei doch allgemein bekannt, 
dass sich auf der Schützenmatte eine 
erhebliche Anzahl von Personen 
schwarzer Hautfarbe am Kleinhandel 
mit Kokain und zusehends auch mit 
Marihuana beteilige. 

Erich J. Hess durfte «Neger» sagen
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Verzicht auf neue Regulierungen
Die Teilrevision II des Raumplanungsgesetzes 
widerspricht der guten Gesetzgebung, da diese 
geändert werden soll, bevor sich die Neuerungen 
der Teilrevision I in der Praxis bewähren konn-
ten. Zudem ist die Revision überladen und droht 
den administrativen Aufwand weiter zu erhöhen. 
In diesem Sinne ist darauf zu verzichten.
Auch die geplanten Änderungen der Luftrein-
halteverordnung (LRV) und der Technischen 
Verordnung über Abfälle (TVA) übertragen den 
Bauunternehmen weitere Aufgaben, unterstellen 
sie vermehrter Kontrolle, führen zu höheren 
administrativen Kosten und sind daher nicht 
zweckdienlich.

Systematischeres Vorgehen und 
mehr politisches Engagement
Avenir Suisse hat einen Massnahmenkatalog 
mit sechs Eckpunkten vorgeschlagen, welche 
geeignet sind, die zunehmende Regulierungsflut 
in den Griff zu bekommen. Im Vordergrund 
steht ein Quality Check für alle geplanten neu-
en Regulierungen anhand eines standardisierten 
Kriterienkataloges. Regulierungen mit zu hohen 
Kosten würden beim Regulierungscheck durch-
fallen.

Nicht jede Regulierung muss für alle Unterneh-
men gelten. Eine weitere Erleichterung wäre 
daher die konsequente Einführung von Opting- 
out-Klauseln für z.B. besonders kleine oder lokal 
ausgerichtete Unternehmen. Dies könnte zum 
Beispiel im Bereich der Energievorschriften die 
Regulierungskosten senken. Besonders relevant 
wäre dies im Kontext der Energiestrategie 2050. 
Das zu erreichende Schutzziel sollte im Vorder-
grund stehen, die konkrete Umsetzung aber der 
Bauwirtschaft überlassen werden.

Der politische Aktivismus auf Bundes-, Kan-
tons- und Gemeindeebene im Bau- und Immo-
bilienbereich macht es aber auch dringend not-
wendig, dass die Bau- und Immobilienwirtschaft 
sich wieder vermehrt in den politischen Prozess 
einbringt. Der von Avenir Suisse vorgeschlagene 
Quality Check könnte dabei zur Versachlichung 
der Diskussion und damit zu besseren Regulie-
rungen beitragen.

Wie man die Bauwirtschaft entlasten könnte
Ein wichtiger Ansatzpunkt für bessere Standortbedingungen ist die Bauwirtschaft. Sie gehört zu denjenigen Branchen, die von 
der administrativen Belastung und der Überregulierung am stärksten betroffen ist.

Von Peter Buomberger und Tobias Schlegel 
avenir suisse

Mit einem jährlichen Auftragsvolumen in der 
Höhe von 10 % des Bruttoinlandprodukts (BIP) 
und einer Wertschöpfung von 5,3 % des BIP 
sowie 7,9 % aller Beschäftigten ist die Bau-
wirtschaft eine gewichtige Branche – aber lei-
der auch eine der meistregulierten. Laut dem 
SECO-Bürokratiemonitor (2015) wird die sub-
jektive Belastung durch Regulierungen in der 
Bauwirtschaft (nach der Lebensmittelhygiene) 
am zweithöchsten eingestuft, Tendenz steigend. 
Bei der Höhe der Regulierungskosten belegt das 
Baurecht Platz 4, direkt hinter der Abwicklung 
der Mehrwertsteuer, dem Umweltrecht sowie 
dem Rechnungslegungs- und Revisionsrecht.

Regulierungskosten von bis zu 
einem Drittel des Projektvolumens 
Das SECO beziffert die Regulierungskosten al-
leine im Hochbau mit 1,6 Mrd. Fr. bzw. 6 % des 
Bauvolumens. Die meisten Kosten fallen bei den 
Bewilligungsverfahren, dem Brandschutz, bei 
energetischen Massnahmen und bei Gesundheit 
und Hygiene an. In Umbau- bzw. Erneuerungs-
projekten kann die Regulierung bis zu 32 % der 
Projektkosten ausmachen (Diese Zahlen ent-
stammen den offiziellen Quellen aus Bern, Bran-
cheninsider sprechen von noch höheren Lasten).
Die starke Regulierung ist an erster Stelle ein 
Nachteil für die Bauwirtschaft selbst, als Kos
tentreiber und Unsicherheitsfaktor. Bei genauer 
Betrachtung aber sind die volkswirtschaftlichen 
Folgekosten noch weitreichender. Ein unbüro-
kratischer Ablauf bei Baubewilligungen und 
niedrige Baukosten sind wichtige Standortfak-
toren für alle Unternehmen, die wachsen möch-
ten, vor allem dann, wenn sie Investitionen täti-
gen wollen, um innovative Produkte zeitgerecht 
auf den Markt zu bringen.

Überregulierte Bauwirtschaft

Der bürokratische Ablauf von Baubewilli-
gungen stellt ein wachsendes Hindernis für 
die Geschäftstätigkeit von Unternehmen in der 
Schweiz dar.� Quelle: World Bank
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«Dealing with construction  
permits index»: Rang 1 bedeutet 
am wenigsten Aufwand

Was ist zu tun? Neben administrativen Ent-
lastungen sollte vor allem das Baurecht ent-
schlackt und harmonisiert werden. Neue Re-
gulierungen müssten zudem einen rigorosen 
Quality Check durchlaufen. Dazu einige detail-
lierte Vorschläge:

Weniger Administration im Alltag
Punkto E-Government hinkt die Schweiz hin-
ter anderen Ländern hinterher. Durch die Ein-
führung solcher Lösungen würden Verfahren 
und administrative Abläufe rationalisiert und 
dadurch Kosten reduziert. Eine solche Moder-
nisierung wäre zwar mit einem Initialaufwand 
für die Beteiligten verbunden, zahlt sich aber 
mittelfristig für alle aus.
Die Arbeitszeiterfassung könnte erleichtert wer-
den, indem die Unternehmen die Möglichkeit 
bekämen, individuelle Vereinbarungen mit den 
Arbeitnehmern zu treffen, statt die Vorausset-
zungen des GAV erfüllen zu müssen.

Harmonisierung des formellen und 
materiellen Rechts
Die Existenz von 26 unterschiedlichen Gesetz-
gebungen im Planungs- und Baurecht macht 
dessen Anwendung besonders für Unternehmen, 
die in verschiedenen Kantonen tätig sind, sehr 
kompliziert. Gleichzeitig funktionieren die kan-
tonalen Unterschiede als Markteintrittsbarrieren 
für Anwälte, Architekten, Planer und Unterneh-
men im Hoch- und Tiefbau. Eine nationale Har-
monisierung der Verfahren und der materiellen 
Vorschriften könnte die Qualität der Regulierung 
und deren Effizienz deutlich erhöhen und gleich-
zeitig zu mehr Wettbewerb führen. Bemühungen 
wie die interkantonale Vereinbarung über die 
Harmonisierung der Baubegriffe gehen in die 
richtige Richtung, sind aber auf weitere Regulie-
rungsfelder und auf alle Kantone auszudehnen.
Hinzu kommen Unstimmigkeiten zwischen 
einzelnen Regulierungen, etwa zwischen den 
Brandschutzvorschriften und der Verordnung 4 
zum Arbeitsgesetz. Solches führt dazu, dass 
Bauherren für denselben Sachverhalt oft mit ver-
schiedenen Regelungen und unterschiedlichen 
Behörden konfrontiert sind. Eine Vereinfachung 
und eine klare Abstimmung der einzelnen Nor-
men aufeinander tut daher Not.

Bild: zvg
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40 Jahre Appenzeller Schaukäserei
Die Appenzeller Schaukäserei in Stein feiert dieses Jahr ihr 40 jähriges Jubiläum. Dabei blickt diese auf bewegte Jahre mit  
vielen Veränderungen zurück. 

Die Idee, eine Schaukäserei zu errichten, kam 
ursprünglich vom Milchverband St. Gallen-
Appenzell. Mit der Schaffung der Appenzel-
ler Schaukäserei wollte dieser die Möglichkeit 
bieten, sich vor dem Hintergrund der typischen 
Appenzellerlandschaft von der einwandfreien 
Herstellung von Appenzeller Käse zu überzeu-
gen. Die Schaukäserei sollte als Schaufenster 
zum Konsumenten mithelfen, die Appenzel-
ler Käseproduktion zu fördern. Im Jahre 1976 
wurde der Spatenstich vollzogen. Bereits am  
1. November 1977 war es soweit – die Appen
zeller Schaukäserei in Stein wurde eröffnet. 
Seither haben über 7 Millionen Besucher aus 
der ganzen Welt den Entstehungsort des Appen-
zeller Käse besucht. Die rund 40 Mitarbeiter 
setzen sich tagtäglich dafür ein, den Gästen ein 
unvergessliches Erlebnis rund um den Käse 
anzubieten. «Unser Haus ist auch heute noch ein 
beliebter Ort bei Reisenden aus aller Welt. Ne-
ben der Käse Herstellung können die Besucher 
gleichzeitig auch das Appenzellerland entde-
cken, wo Tradition und Brauchtum aufeinan-
dertreffen», führt die Geschäftsführerin Evelyne 
Hennet aus.

Stetige Entwicklung
In den letzten 40 Jahren hat sich in der Appenzel-
ler Schaukäserei immer wieder Neues ergeben. 
Sei es bei der Käse Produktion, beim Sortiment 
im Verkaufsladen oder im Gastronomiebereich. 
Die Käserei wurde stetig erneuert und den heu-
tigen Anforderungen entsprechend angepasst. 

Das Restaurant und der Verkaufsladen wurden 
in den letzten Jahren ebenfalls total umgebaut 
und auf die heutigen Bedürfnisse ausgerich-
tet. Einzig das von der Sortenorganisation Ap-
penzeller Käse GmbH gehütete Geheimnis der 
Kräutersulz kann auch in der Schaukäserei nicht 
gelüftet werden. Als Genossenschaft gegründet, 
wandelte die Unternehmung sich in eine Akti-
engesellschaft um. Die Appenzeller Schaukä-
serei hat in dieser vergangenen Zeit auch viele 

Herausforderungen gemeistert. Dem sich stetig 
wandelnden Markt hat sie sich gestellt und die 
notwendigen Herausforderungen angenommen. 
Da sich der Freizeittourismus ständig verän-
dert, werden unter anderem die Bedürfnisse der 
Kundschaft immer wieder neu analysiert und 
bedürfnisgerecht umgesetzt. Man will auch für 
die Zukunft gerüstet sein. «40 Jahre Bestän-
digkeit  zu haben ist in der heutigen Zeit nicht 
selbstverständlich. 

100 Jahre Klassenkampf

Die Russische Revolution von 1917 ist ein epo-
chales Ereignis, das die Welt erschüttert und 
die Weichen für das gesamte 20. Jahrhundert 
gestellt hat. Noch heute versucht die politische 
Linke, die ungeheuren kommunistischen Grau-
samkeiten in der Zeit von 1918 bis 1923 un-
ter Lenin zu rechtfertigen oder zumindest zu 
beschönigen. «Wo gehobelt wird, dort fallen 
Späne» war lange Zeit das Kredo der westlichen 
Kommunisten und Ultralinken, welche damals 
wie heute unverblümt die Errichtung eines welt-
umspannenden Marxismus anstreben.

Sollte es uns nicht zu denken geben, wenn 
hierzulande vor wenigen Tagen die JUSO – mit 
Unterstützung der SP Schweiz – allen Ernstes 
mit der «99-Prozent-Initiative» eine eigentums-
feindliche Umverteilungsinitiative lanciert ha-
ben, welche – so Zitat – den «Klassenkampf» 
neu aufrollen soll, um die Eigentumsverhältnisse 
in der Schweiz neu zu regeln?
Als die kommunistischen Machthaber mit Hilfe 
der Sowjetunion 1956 in Ungarn den bürgerlich-
demokratischen Volksaufstand mit Waffenge-
walt und äusserster Brutalität niedergeschlagen 
haben, haben sich als Reaktion auf die kommu-
nistische Bedrohung auch hierzulande mutige 
Männer und Frauen in der Vereinigung Pro 
Libertate zusammengeschlossen, um die bür-
gerlichen Freiheitsrechte gegen die totalitären 
Tendenzen der Marxisten und Ultralinken zu 
verteidigen. Gerade der jüngste klassenkämp-
ferische Vorstoss der sozialistischen Jungpartei 
mahnt uns, weiterhin wachsam gegen jede Form 
von Totalitarismus zu bleiben.
Es ist mehr als bedenklich, dass sich die Ge-
schichte 100 Jahre nach der Russischen Revo-
lution und etwas mehr als 25 Jahre nach dem 

Von Janosch 
Weyermann,  
Vorstandsmitglied 
Pro Libertate,  
Grossratskandidat 
Bern

Fall der Berliner Mauer zu wiederholen scheint. 
Gewalttätige – und mittlerweile regelmässig 
stattfindende – Ausschreitungen in Bern oder 
auch die Drohungen im Vorfeld eines geplanten 
und daraufhin abgesagten Auftritts des US-ame-
rikanischen Generals David Patraeus an der Uni-
versität Zürich sind die logischen Folgen, wenn 
Gruppierungen und politische Parteien nicht aus 
den Fehlern der Geschichte lernen. Die Schwei-
zerische Vereinigung Pro Libertate wird sich 
gegen diese gefährlichen Tendenzen mit aller 
Kraft wehren und daher auch die jüngste JUSO-
Initiative mit aller Kraft bekämpfen.



8  Junge SVP Schweiz  DIE IDEE 4/2017
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Neuer Status für Schutz­
bedürftige

Vorläufig Aufgenommene bleiben oft dauerhaft, 39’000 
leben heute in der Schweiz, 82 Prozent sind von der So-
zialhilfe abhängig. 18’000 Franken zahlt der Bund heute 
in den ersten fünf Jahren pro Jahr für Flüchtlinge an die 
Kantone, plus eine einmalige Integrationspauschale von 
6’000 Franken pro Flüchtling. Ein neuer Schutzstatus 
für Asylsuchende, die länger bleiben werden, soll ihre 
Chance auf dem Arbeitsmarkt erhöhen. Gleichzeitig ist 
der Familiennachzug, Integration im Arbeitsmarkt Misch-
finanzierung Bund/Kanton mit Anreizen und Kürzungen 
vorgesehen. 

Ausgabenrekord von 1,9 
Milliarden der Gesundheits­
kosten im Asylbereich

Dies budgetierte das Staatssekretariat für Migration für 
2017. Es kann doch nicht sein, dass Spitäler und Hau-
särzte das Asylwesen quersubventionieren. Zudem ist 
der Aufwand je nach Krankheit (Tuberkulose, Infekti-
onskrankheiten, Krätze, Dolmetscher, Isolationsmass-
nahmen) bis doppelt so hoch wie die vorgegebenen 
Fallpauschalen. Kantone fordern nun vom Bund pro 
Asylsuchenden eine Pauschale von monatlich 1’500 
Franken. Die medizinische Pflege von Asylsuchenden 
verursachen Kosten, die keiner zahlen will! 

Schlepperorganisationen 
bereichern sich jährlich um 
35 Milliarden Franken

Dies gemäss der Internationalen Organisation für Migra-
tion (IOM). Damit stelle der Menschenschmuggel nach 
dem Handel mit Waffen und Drogen das drittgrösste 
Geschäft für Kriminelle dar. Der Grossteil des Geldes 
kommt von Menschen, die auf dem Weg über das Mit-
telmeer dem Elend in ihren Heimatländern entfliehen 
wollten. Dieses Jahr hätten bereits rund 1’700 Personen 
die Fahrt über das Mittelmeer mit dem Leben bezahlt, 
im vergangenen Jahr waren es rund 5’000. Die Krise 
in Europa habe sich durch eine «beispiellose feindliche 
Stimmung gegen Migranten» verschärft, angeheizt 
durch den Verdacht, dass unter den Fliehenden Terro-
risten seien. 

Einbürgern statt 
ausschaffen

Vorläufig Aufgenommene sind Per-
sonen, die nicht mehr hier sein sollten. 
Anfang Mai hat die Zürcher Stadtprä-
sidentin Corine Mauch (SP) 40’000 
Ausländer angeschrieben: Einbürge-
rung sei ab nächstem Jahr nicht mehr 
möglich, ebenso Ausländer mit B-Be-
willigung. Einen Brief mit der gleichen 
Aufforderung hat auch Justizministerin 
Jacqueline Fehr (SP) allen Ausländern 
im Kanton Zürich zugestellt. 
Die Gesetzesänderung ist beschlos-
sen, aber noch nicht in Kraft. Wie wür-
den diese zwei SP-Frauen reagieren, 
wenn Behörden Männer daran erinnern 
würden, dass sie ihre Ehefrauen bis zu 

einem bestimmten Datum noch verprügeln dürfen, da-
nach sei häusliche Gewalt verboten! 

Schweizer Recht, statt  
fremde Richter

Die Selbstbestimmungs-Initiative, über die voraussicht-
lich 2018 abgestimmt wird, stellt unsere Bundesverfas-
sung, die direkte Demokratie wieder ins Zentrum und 
verdient ein klares JA. «Völkerrecht» oder internationa-
les Recht stammt ohnehin nicht von Völkern, sondern 
von Funktionären, Beamten, Konferenzen und derglei-
chen und wird als EU-Recht gehandelt. Damit wird die 
Schweiz schleichend über x-welche Verträge und Ver-
einbarungen in die EU eingebunden. 

Einen Menschen kann man 
nicht integrieren, man kann 
ihm Chancen geben

Ein pensionierter Sekundarlehrer lässt sich zwei Dut-
zend junge Asylanten zuteilen, an zwei Tagen pro Wo-
che gibt er ihnen ehrenamtlich Deutschunterricht. Er 
will mithelfen – ein unrealistisches Wunschdenken – 
Asylanten zu integrieren. Doch er erlebt seine Schüler 

nicht als lernbereit, seine Hoffnung, die Schüler würden 
Hausaufgaben machen, hat sich zerschlagen. Manche 
erscheinen unregelmässig, bringen dafür fantasievolle 
Ausreden. 

Bundesrat lässt «Lies-
Jihadisten» weiter hetzen

Es vergeht kaum eine Woche, in der uns nicht die 
verheerenden Folgen der Masseneinwanderung und 
des verschärften Islamismus vor Augen geführt wird. 
Dennoch lehnt es der Bundesrat ab, die umstrittenen 
Koran-Verteilaktionen zu verbieten, obwohl deren Ge-
fahrenpotenzial längst erwiesen ist. Aus der Sicht des 
parteiunabhängigen Informationskomitees PIKOM ab-
solut unverständlich!

8’298 oder 2,9 Prozent der 
Bevölkerung erhielten im 
2016 im Baselbiet Sozialhilfe

Der Nettoaufwand hat im Kanton Baselland im letzten 
Jahr um 4,5 Prozent auf 68 Millionen Franken zuge-
nommen. Im Vergleich zum Vorjahr waren 343 mehr 
Personen auf die Sozialhilfe angewiesen, ein Plus von 
4,3 Prozent. Die Sozialhilfequote bei Personen aus EU-
Staaten liegt bei 2,8 Prozent. Pro Einwohner resultierte 
im 2016 ein Nettoaufwand von 237 Franken, verglichen 
mit 229 Franken im Vorjahr. Spitzenreiter Liestal mit 543 
Franken Pro-Kopf-Belastung, gefolgt von Pratteln mit 
467, Grellingen mit 380 Franken. 

Die Einwohnerzahl der 
Schweiz stieg im letzten Jahr 
um 92’400 Personen auf 
8,42 Millionen

Sämtliche Kantone verzeichneten 2016 eine Bevölke-
rungszunahme. Insgesamt wuchs die Schweiz mit 1,1 
Prozent im Rhythmus der Vorjahre. Die ausländische 
Bevölkerung nahm mit 2,6 Prozent deutlich kräftiger zu, 
als die schweizerische mit 0,6 Prozent. 
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	 Expl.  Roland Haudenschild	 500 Jahre Marignano	 CHF 45.–
	 Expl.  Dr. Léon S. Gaucher	 Die «Gotteskrieger»	 CHF   8.–
	 Expl.  Pro Libertate	 Identität Schweiz	 CHF 10.–	
	 Expl.  Junge SVP Schweiz	 Die Schlacht am Morgarten	 CHF   5.–	
	 Expl.  Schweizer Armee	 Armeekalender 2018	 CHF 20.–	
	 Expl.  Michael Limburg	 Strom ist nicht gleich Strom 	 CHF 28.–	
	 Expl.  Jan Mahnert	 Demokratie und Homokratismus 	 CHF 30.–	
	 Expl.  Prof. Dr. Joseph Mächler	 Wie sich die Schweiz rettete	 CHF 49.– statt 79.–

	 Expl.  Verlag Kömedia	 Schweizer Luft- und Raumfahrt 2017	 CHF 30.– statt 35.–

	 Expl.  Manfred Quiring	 Putins russische Welt 	 CHF 26.–	
	 Expl.  Lubomir Winnik	 Jedem Teufel seine Hölle 	 CHF 24.–	
	 Expl.  Max Oberli	 Muslime und Christen 	 CHF 24.– statt 30.–

Name	 Vorname

Strasse	 PLZ/Ort

Datum	 Unterschrift
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Bestellung einsenden an: DIE IDEE, Postfach, 3001 Bern – Fax 031 398 42 02 – E-Mail idee@jsvp.ch

(exkl. Porto)

Das ideale Weihnachtsgeschenk – jetzt zugreifen!

PRO LIBERTATE

Schweizerische Vereinigung für

Freiheit, Demokratie und Menschenwürde

Operationsziel Schweiz?

Operationsziel Schweiz!

Die Schweiz ist von Freunden umzingelt!

Allein, Staaten haben ja gar keine Freunde, nur Interessen. Bei derVerfolgung von Interessen wird abgewogen zwischen Aufwandund Ertrag. Erscheint der Aufwand, den Neutralen zu überfallengering, der Ertrag gross, heisst es dann bald einmal «Not kenntkein Gebot!» In einer Zeit, in welcher Worte und Tatsachen im-mer stärker auseinanderklaffen, verzichtet der Aggressor selbst aufden Satz, mit dem der deutsche Kanzler Theobald von BethmannHollweg 1914 den Überfall auf das damals neutrale Belgien recht-fertigte.

Die Schweiz der vergangenen gut 200 Jahre war immer wieder dasZiel von ausländischen Operationsplänen, welche bis 1815 gele-gentlich ausgeführt wurden. Seither sind sie Papier geblieben, wasaber in keiner Art und Weise ihre Ungefährlichkeit belegt. Es ver-hält sich im Gegenteil so, dass allein ein gütiges Geschick, ein Min-destmass militärischer Anstrengungen und eine insgesamt erfolg-reiche eigene Politik dem Land den Frieden in der Freiheit bewahrthat. So sind die Planungen von Deutschen, Italienern, Sowjets undanderen mehr in Vergessenheit geraten, zum Teil bis heute gar niebekannt geworden.

Das vorliegende Werk ruft das Vergessene in Erinnerung, keines-wegs um, wen immer es sei, anzuprangern, wohl aber, um Mitbür-gerinnen und Mitbürger daran zu erinnern, dass der ewige Preisder Freiheit auch morgen derselbe sein wird, von dem der Ire JohnPhilpot Curran 1790 in Dublin gesprochen hat: «Die Bedingung,unter welcher Gott dem Menschen Freiheit gegeben hat, ist ewigeWachsamkeit.»

Verlag Merker im Effingerhof
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Matthias Kuster
Jürg Stüssi-Lauterburg
Hans Luginbühl
Wilfred Grab

Operationsziel Schweiz
Angriffe und Angriffspläne gegen die Schweiz seit 1792 —Verteidigung und Verteidigungspläne der Schweiz seit 1792

Mit einem Vorwort von Bundesrat Ueli Maurer

Max Oberli

Geb. 1938 in Bern. Lehre alsLaborant beim Kantonschemiker.Chemiestudium am TechnikumBurgdorf. Diplomabschluss 1960.Anschliessend Teilnehmerdes ersten Sonderkurses zurAusbildung von Pfarrern imKanton Bern. 1964–1970 Pfarrerin Leubringen und Magglingen,von 1970–2002 in Langenthal.Verheiratet, vier Kinder, zehnGrosskinder. Seit 2002pensioniert. Wohnsitz Worb.

C
hr
is
te
n
un
d
M
us
lim
e
in
ei
ne
r
D
em
ok
ra
ti
e.
G
eh
t
da
s?

M
ax
O
b
er
li

Max Oberli

Brandneu!

Jetzt bestellen

Max Oberli
Christen und Muslime in einer Demokratie. 
Geht das?

Als ich vor gut 60 Jahren zur Schule ging, 
wurde uns Schülern auch die Religion «Is-
lam» irgendwo einmal zur Kenntnis ge-
bracht. Mindestens war diese Religion, 
vor allem wegen gewissen andersartigen 
Lebensweisen interessant, trotzdem deren 
Anhänger weitab unseres eigenen Lebens-
raumes zu Hause waren. Aber was fremd 
und unsichtbar und damit geheimnisvoll ist, 
das erweckt Neugier und fördert Fantasien. 
Nun wohnen Muslime, die zu einem grossen 
Teil aus ihren Heimatländern geflüchtet sind, 
unter uns. Wir sehen sie und wir erkennen vor 
allem ihre Frauen an ihren Kopftüchern. Aber 
richtig in Kontakt kommen wir mit Muslimen 
nicht, ganz im Unterschied zu Flüchtlingen aus 
andern Ländern.
…
(Aus dem Vorwort von Max Oberli)
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Erfolgsfaktor Berufslehre
Das Schweizer System der Berufsbildung funktioniert gut. In offiziellen Reden angepriesen und in einigen Ländern im Ausland 
beneidet, leidet es allerdings darunter, dass ein Teil der Gesellschaft die Tendenz hat, die akademischen Ausbildungen zu idea-
lisieren. Man muss ausserdem die wichtige Rolle der Berufsverbände im Rahmen der Berufsbildung hervorheben.

Presse- und Informationsdienst  
Centre Patronal, 27.9.2017

Tausende unbesetzte Lehrstellen
Wenn die Politik sich noch darüber streitet, 
wie das Rentensystem organsiert werden soll, 
herrscht hingegen ein wesentlich grösserer Kon-
sens, was das andere Ende des Berufslebens an-
geht: Jeder in der Schweiz rühmt die Verdienste 
der Berufsbildung, die nahe an der Arbeitswelt 
und ihren Unwägbarkeiten ist, und die meisten 
Jugendlichen effizient darauf vorbereitet, einen 
Beruf zu beherrschen und einen Arbeitsplatz zu 
finden. Bundesrat Johann Schneider-Ammann 
nutzt jedes internationale Forum und jeden of-
fiziellen Besuch, um Werbung für das duale 
Berufsbildungssystem der Schweiz zu machen, 
für das sich jetzt mehrere andere Länder interes-
sieren, selbst auf der anderen Seite des Atlantiks.
Diese Begeisterung darf sich allerdings nicht auf 
politische Reden beschränken. Zu einem Zeit-
punkt, wo die Berufsbildung nach einer «Vision 
2030» sucht – die sich momentan auf einen Ka-
talog an guten Absichten beschränkt – verdienen 
es die Berufsausbildungen, auf allen Ebenen 
verstanden und gefördert zu werden. Auch wenn 
das Schweizer System gut funktioniert, sind Ver-
besserungen immer noch möglich. Insbesondere 
was die Attraktivität der beruflichen Ausbildung 
im Allgemeinen und einiger Berufe im Beson-
deren angeht, oder in Bezug auf die Eignung der 
Jugendlichen für nachgefragte Qualifikationen.
Vor nicht allzu langer Zeit beklagte man sich 
über fehlende Lehrstellen und man übte auf die 
Unternehmen Druck aus, sich mehr zu enga-
gieren. Seit einigen Jahren realisiert man, dass 
die Situation komplexer und uneinheitlicher ist. 
Gemäss eines durch die Eidgenossenschaft ver-
öffentlichten «Barometers» sind 2017 71’000 
Jugendliche daran interessiert, eine Lehrstelle 
zu finden – gegenüber 66’000 im Jahr 2016. Die 

Unternehmen ihrerseits bieten 79’000 Plätze an. 
Aber Mitte Sommer berichteten die Medien von 
mehr als 11’000 Plätzen, die noch nicht besetzt 
werden konnten.

Die Berufslehre ist keine zweite 
Wahl!
Die Zahlen schwanken, aber die Realität ist die, 
dass jedes Jahr zahlreiche Lehrstellen unbe-
setzt bleiben, während einige Jugendliche daran 
scheitern, eine Stelle zu finden. Man stellt ohne 
grosse Überraschung fest, dass die offenen Stel-
len in den technischen, handwerklichen oder 
praktischen Berufen zu finden sind, die auf den 
ersten Blick weniger attraktiv erscheinen. Die 
Unternehmen aus den angesprochenen Branchen 
müssen künftig ihre Kommunikation verstärken, 
um Lernende anzulocken. Aber um das Miss-
verhältnis zwischen Angebot und Nachfrage zu 
erklären, sind auch die Jugendlichen zu erwäh-
nen, die nicht den gewünschten Profilen der 
Ausbildungsbetriebe entsprechen. Manchmal 
bemängeln die Ausbilder das schwache Niveau 
der Jugendlichen, die die obligatorische Schule 
verlassen, oder gar Probleme mit dem Verhalten.
Ein anderer anhaltender Vorwurf betrifft die 
allzu häufig anzutreffende Abwertung der Be-
rufslehre in den Augen der Schüler. Ihre Eltern, 
ihre Lehrer, sogar die Schulbehörden haben 
die Tendenz, die akademischen Ausbildungen 
zu idealisieren, indem sie die Berufslehre als 
zweite Wahl erscheinen lassen. Diese bedau-
erliche Haltung betrifft im Besonderen einige 
Westschweizer Kantone, vielleicht beeinflusst 
durch die Nähe zu Frankreich. Sie führt zu einer 
Mehrbelastung der Gymnasien, dann der Uni-
versitäten und mündet in einer beunruhigend 
hohen Studienabbrecherquote. Glücklicherwei-
se beobachtet man heute ein steigendes Interesse 
an Studiengängen der Fachhochschulen (FH), 
welche mehr auf die Praxis ausgerichtet sind. 

Dies gilt insbesondere für Inhaberinnen und 
Inhaber der Berufsmaturität.

Die Berufsverbände an vorderster 
Front
Die Begeisterung für die akademischen Aus-
bildungen birgt vor allem das Risiko, eine Dis-
krepanz zu den Bedürfnissen der Branchen und 
Unternehmen zu provozieren. Diese Bedürfnisse 
sind jedoch entscheidend, um die neuen Genera-
tionen auf nützliche und interessante berufliche 
Möglichkeiten aufmerksam zu machen. Mehr 
als der «Arbeitsmarkt» – ein abstrakter Begriff– 
sind es die Unternehmen und die Berufsverbän-
de, die regelmässig Nachwuchs brauchen. In 
diesem Sinne ist es notwendig, die wesentliche 
Rolle der Berufsverbände bei der Organisation 
der Berufslehren zu betonen, welche noch be-
deutender ist, als diejenige der Unternehmen, 
auch wenn sie gross sind. Die Fachleute wissen, 
was sie heute brauchen und sind die Besten, um 
zu bestimmen, was sie morgen brauchen werden. 
Diese Rolle der Berufsverbände, festgeschrie-
ben in Art. 1 des Bundesgesetzes über die Be-
rufsbildung, sollte im Zentrum aller offiziellen 
Reden und in allen Überlegungen für die Zu-
kunft stehen.

Bild: zvg

Putin – Russland
DIE IDEE finde ich eine gute Sache. Nur der 
Artikel von Dr.iur. Wilhelm Schlomann (auch in 
der Schweizerzeit) ist der Beweis, dass die SVP 
wie alle anderen Parteien, Mainstreammedien 
und somit die Mehrheit der Bevölkerung, Putin 
immer noch «als der böse Mann» und somit 
Russland als Gefahr, dies seit Ende des 2. Welt-
krieges, wahrnehmen. Die USA, EU und NATO 
freut das sehr, aber nicht mehr lange. Besonders 
die USA merkt, dass sie ihre Monopolstellung – 
mit Recht – als Weltmacht allmählich verlieren. 
Deshalb das aggressive Auftreten von Trump ge-
mäss seinem Leitspruch «America First». Dazu 
gehören die gefährlichen Eingrenzungsversuche 
wie Sanktionen durch die USA und ihren Vasal-
len. Kein Land hat so viele erfolglose Kriege 
mit verursacht wie die USA, aufgrund Missach-
tung von internationalem und nationalem Recht. 
Das Durchsetzungswerkzeug der USA ist die 
NATO – eine überflüssige Kriegsorganisation. 
Statt das einseitige Buch «Putins russische Welt» 
empfehle ich unbedingt das Buch «Putin» von 
Hubert Seipel zu lesen. Zudem für eine neutrale 
Meinungsbildung die Webseiten: http://www.
rtdeutsch.com und http://de.sputniknews. com.

Robert Mosimann, 8356 Ettenhausen TG

Leserbrief
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Referendum gegen Internet -Zensur und digitale Abschottung 
– NEIN zum bevormundenden Geldspielgesetz 
(Referendum gegen das Geldspielgesetz vom 29. September 2017)
Die unterzeichnenden stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger ver- 
langen, gestützt auf Art. 141 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom  
17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 59a – 66, dass das Bundesgesetz  
vom 29. September 2017 über Geldspiele (Geldspielgesetz, BGS) der Volksabstim- 
mung unterbreitet werde. 

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politi-
schen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind. Bürgerinnen 
und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. 
Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das 
Ergebnis einer Unterschriftensammlung für ein Referendum fälscht, macht sich strafbar 
nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches. 

Postfach, 8021 Zürich, 
info@internet-zensur-nein.ch

Komitee gegen Internet-Zensur
und digitale Abschottung

Komitee gegen Internet-Zensur 
und digitale Abschottung
Postfach
8021 Zürich

Ablauf der Referendumsfrist: 18. Januar 2018  |  Im Bundesblatt veröffentlicht: 10. Oktober 2017
Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass die obenstehende __ (Anzahl) Unterzeichnerinnen  
und Unterzeichner in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte  
in der erwähnten Gemeinde ausüben. 

Bitte prüfe, ob du alle Angaben ausgefüllt hast. Anschliessend den Unterschriftenbogen falten, mit einem Klebestreifen verschliessen und so schnell wie 
möglich (auch nur mit einer Unterschrift), spätestens jedoch bis zum 5. Januar 2018 in den nächsten Briefkasten werfen. Keine Briefmarke nötig.

Amtsstempel:

Ort    Eigenhändige Unterschrift  

Datum    Amtliche Eigenschaft   

Kanton: PLZ: Politische Gemeinde:

Nr. Name/Vorname
(eigenhändig und in Blockschrift)

Geburtsdatum
(TT/MM/JJJJ)

Wohnadresse
(Strasse und Hausnummer)

Eigenhändige Unterschrift Kontrolle
(leer lassen)

1.

2.

3.

4.

5.

zu Zensur im Internet – 
ein freies Internet gehört zu einer freien Welt. NEIN
zu Bevormundung im Internet – 
wir lassen uns nicht vorschreiben, welche Seiten wir besuchen. NEIN
zu digitaler Abschottung –
sie schadet der wettbewerbsfähigen und digitalen Schweiz. NEIN

C E N S O R E D

Bitte falten und ohne Couvert in Briefkasten einwerfen.

Unterschreibe 
das Referendum 
gegen das be-
vormundende 
Geldspielgesetz:

CENSORED

Weitere Unterschriftenlisten können bestellt werden unter: 
www.internet-zensur-nein.ch / info@internet-zensur-nein.ch
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ein freies Internet gehört zu einer freien Welt.NEIN
zu Bevormundung im Internet – 
wir lassen uns nicht vorschreiben, welche Seiten wir besuchen.NEIN
zu digitaler Abschottung –
sie schadet der wettbewerbsfähigen und digitalen Schweiz.NEIN

CENSORED

Bitte falten und ohne Couvert in Briefkasten einwerfen.

Unterschreibe 
das Referendum 
gegen das be-
vormundende 
Geldspielgesetz:

C E N S O R E D

Weitere Unterschriftenlisten können bestellt werden unter: 
www.internet-zensur-nein.ch / info@internet-zensur-nein.ch

Geschäftsantwortsendung Invio commerciale risposta
Envoi commercial-réponse

B Nicht frankieren
Ne pas affranchir
Non affrancare

Referendum gegen Internet-Zensur und digitale Abschottung 
– NEIN zum bevormundenden Geldspielgesetz 
(Referendum gegen das Geldspielgesetz vom 29. September 2017)
Die unterzeichnenden stimmberechtigten Schweizer Bürgerinnen und Bürger ver- 
langen, gestützt auf Art. 141 der Bundesverfassung und nach dem Bundesgesetz vom  
17. Dezember 1976 über die politischen Rechte, Art. 59a – 66, dass das Bundesgesetz  
vom 29. September 2017 über Geldspiele (Geldspielgesetz, BGS) der Volksabstim- 
mung unterbreitet werde. 

Auf dieser Liste können nur Stimmberechtigte unterzeichnen, die in der genannten politi-
schen Gemeinde in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind. Bürgerinnen 
und Bürger, die das Begehren unterstützen, mögen es handschriftlich unterzeichnen. 
Wer bei einer Unterschriftensammlung besticht oder sich bestechen lässt oder wer das 
Ergebnis einer Unterschriftensammlung für ein Referendum fälscht, macht sich strafbar 
nach Art. 281 beziehungsweise nach Art. 282 des Strafgesetzbuches. 

Postfach, 8021 Zürich, 
info@internet-zensur-nein.ch

Komitee gegen Internet-Zensur
und digitale Abschottung

Komitee gegen Internet-Zensur 
und digitale Abschottung
Postfach
8021 Zürich

Ablauf der Referendumsfrist: 18. Januar 2018  |  Im Bundesblatt veröffentlicht: 10. Oktober 2017
Die unterzeichnete Amtsperson bescheinigt hiermit, dass die obenstehende __ (Anzahl) Unterzeichnerinnen  
und Unterzeichner in eidgenössischen Angelegenheiten stimmberechtigt sind und ihre politischen Rechte  
in der erwähnten Gemeinde ausüben. 

Bitte prüfe, ob du alle Angaben ausgefüllt hast. Anschliessend den Unterschriftenbogen falten, mit einem Klebestreifen verschliessen und so schnell wie 
möglich (auch nur mit einer Unterschrift), spätestens jedoch bis zum 5. Januar 2018 in den nächsten Briefkasten werfen. Keine Briefmarke nötig.

Amtsstempel:

Ort    Eigenhändige Unterschrift  

Datum    Amtliche Eigenschaft   

Kanton:PLZ:Politische Gemeinde:

Nr.Name/Vorname
(eigenhändig und in Blockschrift)

Geburtsdatum
(TT/MM/JJJJ)

Wohnadresse
(Strasse und Hausnummer)

Eigenhändige UnterschriftKontrolle
(leer lassen)

1.

2.

3.

4.

5.

zu Zensur im Internet – 
ein freies Internet gehört zu einer freien Welt.NEIN
zu Bevormundung im Internet – 
wir lassen uns nicht vorschreiben, welche Seiten wir besuchen.NEIN
zu digitaler Abschottung –
sie schadet der wettbewerbsfähigen und digitalen Schweiz.NEIN

CENSORED

Bitte falten und ohne Couvert in Briefkasten einwerfen.

Unterschreibe 
das Referendum 
gegen das be-
vormundende 
Geldspielgesetz:

C E N S O R E D

Weitere Unterschriftenlisten können bestellt werden unter: 
www.internet-zensur-nein.ch / info@internet-zensur-nein.ch
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SVP Academy 2017
Die SVP Academy richtet sich an Junge zwi-
schen 16 und 36 Jahren.

Die SVP Academy findet jeweils samstags 
zwischen 10 und 15 Uhr, weitab der Hektik 
im schönen Toggenburg im Haus der Freiheit, 
Landgasthof Sonne, Wintersberg in Ebnat-
Kappel statt (www.hausderfreiheit.ch). 
Das Jahr 2017 steht unter dem Motto «Poli-
tisches Handwerk». 
 
Kurs 5/17 - Samstag 2. Dezember 2017, 10 
Uhr bis 15 Uhr
Erfolgreiche Aktionen und Events auf lo-
kaler und kantonaler Ebene 
Mit Franz Grüter, Unternehmer, Nationalrat, 
Präsident der SVP Kt. Luzern
Mit Esther Friedli, Geschäftsführerin pole-
stica.ch, Büro für politische Kommunikation 
und Beratung
Inhalt: Wie können wir intern und extern mobi-
lisieren? Was sind mögliche Aktionen um spe-
zielle Zielgruppen anzusprechen? Mit was für 
Events begeistern wir Junge für unsere Politik? 
 
Anmeldung über Website  
www.svp-academy.ch.  
Informationen unter E-Mail-Adresse  
info@svp-academy.ch
Die Seminare der SVP Academy sind kosten-
los. Allerdings wird ein Unkostenbeitrag von 
Fr. 20.– pro Teilnehmer erhoben, zuzüglich 
Verpflegung (Mittagessen, Getränke). Bei Be-
darf sind im Haus Übernachtungen jederzeit 
möglich.

SFV droht mit toten Jugendlichen 
– Schande der Fahrlehrer!

Von Andreas Gerber, Generalsekretär  
Junge SVP Schweiz

Der Schweizerische Fahrlehrerverband hat mit 
Aussagen, wie «Die Vorlage ist nicht nur miss-
lungen, sie kann sogar tödlich wirken.» eine 
klare Grenze überschritten. Mit dem möglichen 
Tod von zukünftigen Neulenkern zu drohen, nur 
um das heutige Abzockersystem zu erhalten, ist 
eine absolute Schande. Offensichtlich fehlen 
dem SFV sachliche Argumente. Anders sind die 
primitiven Aussagen des Verbandes kaum zu 
erklären.
Das heutige System mit der zweitägigen 
Zwangs-Weiterbildung soll in Zukunft auf einen 
Tag gekürzt werden. Die Junge SVP Schweiz 
unterstützt diese Entwicklung. Sie ist mit Si-

cherheit auch der WAB Initiative der JSVP Uri 
zu verdanken. Die Zwangs-Weiterbildung reisst 
den Jugendlichen ihr hart verdientes Geld aus 
den Taschen. Die Junge SVP Schweiz erwartet 
mit der Kürzung der Zwangs-Weiterbildung um 
die Hälfte, auch die Kürzung der Kosten um 
mindestens die Hälfte. Der SFV soll sich der 
Qualität dieses Weiterbildungstages widmen, 
statt Angst zu schüren.
Die Junge SVP Schweiz unterstützt ebenfalls die 
Zulassung in den Strassenverkehr mit 17 Jahren. 
Durch diese neue Regelung wird es den Jugend-
lichen möglich sein, deutlich mehr Erfahrung 
zu sammeln vor der praktischen Prüfung. Dies 
wird auch die Sicherheit im Strassenverkehr 
deutlich steigern. Der SFV spricht in diesem Zu-
sammenhang von einer «Gefahrenexplosion». 
Diese Haltung kann sich nur aus Angst vor zu-
künftigen Mindereinnahmen für die Fahrlehrer 
begründen. Die Junge SVP Schweiz hält es für 
höchst verwerflich vom SFV, wegen möglichen 
Mindereinnahmen Angst zu schüren.
Für Geld sind dem SFV offenbar alle Mittel 
recht. Die Junge SVP Schweiz verurteilt diese 
Haltung und wird sich auch in Zukunft für 
die Rechte der Junglenkerinnen und Junglenker 
einsetzen.

Zukunft Post?
Der Naturpark ist ein Muss.
Mit den Poststellen ist Schluss.
So ziehen wir das grosse Los
Und das Bargeld sind wir los.
Die Korruption ist ein Genuss
Für den Kleinen der Verdruss.
Die « Classe politique» lässt grüssen
Denn sie tritt uns mit Füssen.

Hermann Greutmann, 8228 Beggingen SH

Ihr Mietbus für

125 Franken pro Tag!Für eine Pauschale (von 125 Franken) 
stellen wir Ihnen einen Mietbus für einen 
ganzen Tag zur Verfügung (exkl. Kosten für 
Diesel). Der Bus bietet Platz für Rollstühle 
und verfügt je nach Modell über 9 bis 14 
Plätze. Es gibt keine Kilometerbegrenzung.
Wegen der grossen Nachfrage bitte frühzeitig 
reservieren!

Leserbrief
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Was «Political correctness» bedeutet, können nur jene selbsternannten Eliten aus Regierungen, 
Parlamenten, Gerichten und Medien wissen, die – abgehoben vom Empfinden oder klaren Be-
schlüssen des Volkes – ihrem blinden Glauben erliegen, stets das ihnen «richtig» Erscheinende zu 
tun. Sie erheben ihren Glauben zu einem über dem Volkswillen stehenden Dogma.
Was «Populismus» bedeutet, darüber streiten sich die Geister. Es gibt zwei sehr unterschiedliche 
Interpretationsvarianten:
1. Von den selbst ernannten «politisch Korrekten» (d.h. den Linken) wird der Begriff «Populis-
mus» diffamierend als eine Haltung der politisch rechts der Mitte stehenden Parteien bezeichnet, 
die darauf abziele, aus einem manipulierten Volksempfinden für eigene Zwecke (Wählerzuwachs) 
Kapital zu schlagen. 
2. Als «Populismus» kann man aber durchaus auch – nicht diffamierend – verstehen, dass man 
die berechtigterweise vorliegenden dringenden Anliegen des Volkes (popolo) zwecks Entscheid-
findung in die zuständigen politischen Gremien zu tragen versucht. Sei es mittels Vertretung in 
Regierungen und Parlamenten, sei es (in unserer direkten Demokratie) mittels Initiativen und 
Referenden. 
Der Begriff «Populismus» wird von der Linken und sämtlichen Medien ausschliesslich im erstge-
nannten Sinne verwendet. In der Schweiz zumeist zwecks Bekämpfung der wählerstärksten Partei, 
der SVP. «Populismus» ist zu einem Kampfbegriff verkommen, um nicht genehme politische 
Tendenzen zu diffamieren und abzuwürgen.

Was ist «Populismus»?

Political correctness vs. Populismus
Von Dr. rer. publ. HSG Rolando Burkhard, Bern 

Was ist «politisch korrekt»? Ganz einfach das, 
was das Konglomerat einer links orientierten 
elitären politischen Leadership im Verbund mit 
Verwaltung und Medien für richtig hält. Was ist 
«populistisch»? Gemäss diesem «politisch kor-
rekten» Konglomerat ist es ganz einfach all das, 
was die nicht links Orientierten (Parteien wie 
die SVP, Gruppen, Einzelpersonen) aufgrund 
gesunden Menschenverstands und zumeist des 
erklärten Volkswillens als wünschbar betrach-
ten. Einen linken Populismus gibt es selbstver-
ständlich nicht.

Einige Beispiele gefällig?
Eine Mehrheit der Schweizer möchte eigentlich, 
dass wir das Ausmass der masslosen Einwande-
rung nach Massgabe der eigenen Bedürfnisse 
wie früher wieder eigenständig steuern dürfen. 
Ebenso möchte man, dass schwer kriminelle 
Ausländer ohne wenn und aber ausgeschafft 
werden. Oder dass klar abgewiesene Asylbewer-
ber in ihr Heimatland zurückkehren müssen und 
nicht weiterhin als «vorläufig» Aufgenommene 
auf ewige Zeiten hier bleiben und unser Sozial-
system in den Ruin treiben. Oder dass absehbare 
Wiederholungstäter von schwersten Straftaten 
lebenslang verwahrt werden. Die Beispiele lies-
sen sich beliebig vermehren.

Was geschieht? 
Geschehen tut nichts. Absolut nichts – gesunder 
Menschenverstand und Volkswillen hin oder her. 
Schlicht weil die Linke und somit die vom lin-
ken Virus der «political correctness» befallenen 
zuständigen Behörden (Bundesrat, Parlament, 
Gerichte) nichts tun wollen. Wollen tun sie es 
aus zwei Gründen nicht: 
- �Zum einen, weil man damit – horrible dictu – 

das Missfallen ausländischer Behörden erregen 
könnte. Seien dies jene der lächerlichen UNO 
oder der total festgefahrenen und zukunftslosen 
EU samt ihren irrlichtigen Gerichtshöfen. Man 

übersieht dabei willentlich und wissentlich, 
dass die Schweiz wohl das einzige Land auf 
Erden ist, das zu seinem konstanten eigenen 
Nachteil die phantasievollsten Beschlüsse, 
Richtlinien, Empfehlungen, Urteile etc. der 
internationalen Gremien «à la lettre» befolgt. 

- �Zum anderen, weil man dem linken Virus der 
Gleichmacherei erliegt. Dieser Virus stammt 
vom längst international ins Pfefferland ge-
schickten Kommunismus, wie er heute höch-
stens noch in China oder Nordkorea existiert. 
Aber unsere einheimischen Salonkommu-
nisten (will heissen: die SP) pflegen ihn wei-
terhin mit Erfolg. Alle sollen gleich sein, alle 
sollen gleich viel bekommen, ungeachtet wie 
wenig oder nichts sie auch dazu beitragen. Dies 
widerspricht diametral dem früher üblichen 
erfolgreichen helvetischen Überlebensprinzip 
des Erfolgs der Tüchtigen. 

Wer immer anders denkt als die 
«politisch Korrekten» ist ein Popu-
list
Ich sage Populist, um noch das mildeste 
Schimpfwort für Parteien und Leute mit gesun-
dem Menschenverstand zu diffamieren.  Denn 
wenn’s um nicht «politisch korrekte» Haltungen 
zu Ausländerfragen geht, wird man bald einmal 
zum Fremdenfeind oder gar Rassisten gestem-
pelt. Und wenn dies alles nicht ausreicht, greifen 
die «politisch Korrekten» zur Diffamierung An-
dersdenkender zur Nazikeule.  

Linker Populismus ist inexistent
Ja, einen linken Populismus gibt es angeblich 
offenbar nicht. Da mögen die irrwitzigsten, ab-
surdesten und weltfremdesten Gleichmacherei-
Initiativen von Jungsozialisten (Jusos) lanciert 
und stets folgsam von der Juso-diktierten SP 
unterstützt werden (die Auflistung erspare ich 
Ihnen!), als populistisch erklärt werden diese 
skurrilen Ideen von niemandem, im Gegenteil. 
Bundesrat, Parlament und vor allem die Me-

dien bezeichnen jeden beliebigen Juso-Unsinn 
liebäugelnd schlimmstenfalls als «äusserst inte-
ressante prüfenswerte Vorschläge». Als «populi-
stisch» gelten sie nie. 

Impressum
Verleger/Chefredaktor
a/Nationalrat und Grossrat Thomas Fuchs, Bern-Niederbottigen
tf@thomas-fuchs.ch

Herausgeber:
Förderverein SVP/JSVP

Redaktion DIE IDEE
Postfach, 3001 Bern

Ständige Mitarbeiter
Kantonsrat Benjamin Fischer, Ackerstrassee 39, 8604 Volkets-
wil; Nationalrat und Stadtrat Erich J. Hess, Bern; Rechtsanwalt, 
Stadtrat und Grossrat Dr. iur. Patrick Freudiger, 4900 Langen-
thal (BE); Janosch Weyermann, 3018 Bern; Niels Rosselet-
Christ, Place de la Gare 2, 2103 Noiraigue 

Telefon:	079 302 10 09
Telefax:	031 398 42 02
Homepage: www.zeitungidee.ch
E-Mail:	 idee@jsvp.ch
PC-Konto JSVP DIE IDEE 65-269996-5
BIC POFICHBEXXX
IBAN CH91 0900 0000 6526 9996 5

Layout:
Peter Hofstetter, Lurtigen

Erscheinungsweise: Quartalsweise, deutsch und französisch

Auflage: bis 70’000 Expl.

Abonnemente Schweiz:	 Fr. 35.–
Abonnemente Ausland:	 Auf Anfrage

Insertionspreise:
Gerne stellen wir Ihnen unsere Preisliste zu.
Anruf genügt (079 302 10 09).
Der Nachdruck ist mit Quellenangabe und Zustellung eines 
Belegexemplars an die Redaktion gestattet und erwünscht.
Gedruckt auf Recycling-Papier.

Gastkommentare und Inserate müssen sich nicht mit der 
Redaktionsmeinung decken. Wir üben keine Zensur aus, 
wie dies leider heute bei anderen Medien immer mehr vor-
kommt.	

Erinnerungen
1927 gab es:
keinen Strom, nur Petrol
keine Autobahn
kein Sozialamt
kein Einkaufszentrum
1 Lehrer hatte 7 Klassen
keine Anmeldung beim Arzt
keine Anmeldung beim Coiffeur
keine Immigranten
kein Natel
keine Afrikaner in der Schweiz
keine grüne Partei
keine Frauen im Bundesrat
kein Fernsehen
kein Frauenstimmrecht
keine Asylanten
Beizen ab Mitternacht geschlossen
keine 3 Millionen Einwohner in der Schweiz

Franz Haldi, Zürich

Leserbrief
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Anlässe für die Ausgabe 1/2018 melden an: idee@jsvp.ch – Bitte konsultieren Sie für Details die jeweiligen Homepages!

Veranstaltungshinweise der JSVP-Kantonalsektionen

10. Geburtstag Junge SVP Tessin
Sonntag, 3. Dezember 2017
Infos unter www.gudc-ti.ch

www.jsvpbern.ch 
1.12.2017, 19 Uhr, Chinoise-Essen  
Restaurant Kreuz, Wohlen
6.7.2018, ab 19.00 Uhr, Grillplausch im 
Bienzgut in Bümpliz
23.9.2018, ab 9.30 Uhr, Burezmorge im 
Bienzgut in Bümpliz

www.jsvp-sg.ch 
25.11.2017, 19:30 in Mels: 25-Jahre SVP 
St.Gallen (mit Christoph Blocher)
2.12.2017, 17:00 in Tübach: Mitglie-
derversammlung mit anschliessendem 
Chlaushöck (mit Lukas Reimann) 
9.12.2017 Fondueplausch in Weinfelden
3./4.2018 Ski- und Schlittelplausch im 
Bündnerland

www.jsvp-zh.ch 

www.jsvp.ch
19.1.2018, Albisgüetlitagung, Zürich
10.3.2018, HV Pro Libertate, Landgast-
hof, Schönbühl
7.4.2018, HV PIKOM, Gasthof zum 
Schützen, Aarau
28.4.2018, HV AUNS; Reithalle der Mili-
tärkaserne, Bern

www.judc-fr.ch

www.jsvp-aargau.ch

www.jsvp-ar.ch

www.jsvp-bl.ch

www.jsvp-bs.ch

www.jsvp-gl.ch
23.11.2017, Versammlung JSVP Kanton 
Glarus, Rest. Bären, Netstal
16.2.2018, Fondueplausch im Älpli in 
Elm/GL

www.judc-ju.ch

www.jsvp-luzern.ch
18.11.2017, Öffentliche Unterschriften-
sammelaktion gegen das Geldspielge-
setz, Stadt Luzern
25.11.2017, Öffentliche Unterschriften-
sammelaktion gegen das Geldspielge-
setz, Stadt Luzern
2.12.2017, Weihnachtsessen in  
Entlebuch 
3.1.2018, Politik am Dritten – Mitglie-
derversammlung, Emmen

www.jsvp-sh.ch

www.jsvp-so.ch

www.jsvp-thurgau.ch
9.12.2017 Fondueplausch in Weinfelden
3./4.2.2018 Ski- und Schlittelplausch im 
Bündnerland

www.jsvpo.ch

www.udc-vaud.ch/jeunes 

www.jsvp-zg.ch

www.gudc-ti.ch

www.judc-ne.ch

www.jsvp-nw.ch

www.jsvp-ow.ch

www.jsvp-sz.ch

www.jsvp-gr.ch
2.12.2017, abends, Weihnachtsessen

www.jsvp.ch

www.jsvp-uri.ch

www.judc-ge.ch

Armeekalender
Calendrier de l’armée
Calendario dell’esercito
Armed Forces Calendar

2018

Armeekalender 
2018
Das willkommene Geschenk für Freunde,  
Bekannte oder für sich selbst.

Bestellen unter 079 302 10 09 Oberst Thomas Fuchs
oder via Talon Seite 9

Verkaufspreis 

Fr. 20.–

plus Porto

PA RT E I U N A B H Ä N G I G E S  I N F O R M AT I O N S K O M I T E E

Vortrag von

Div aD Peter Regli
zum aktuellen Thema

«Terrorismus, Migration,  
Cyberkrieg und Donald Trump:  
gehen sie uns noch etwas an?»

Donnerstag, 15. März 2018  
Hotel Glockenhof, Sihlstrasse 31, Zürich

Mittwoch, 27. Juni 2018  
Sorell Hotel Aarauerhof, Bahnhofplatz 2, Aarau

Donnerstag, 4. Oktober 2018  
Mannschaftskaserne Bern, Papiermühlestrasse 15 
(Navigationssystem Kasernenstrasse 27), Bern 

jeweils 18.45 Uhr Apéro, 19.30 Referat
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Blick Journalist Fabian Eberhard arbeitet mit  
Methoden von Verschwörungstheoretikern!
Der Blick Journalist Fabian Eberhard betreibt eine Fake-News Kampagne, mit der er gezielt versucht, eine vermeintliche  
Zusammenarbeit zwischen der Jungen SVP und anderen ausländischen Jungparteien aufzudecken. Fakt ist: Es gibt keinerlei 
solche Zusammenarbeit. Weder vernetzt sich die JSVP mit der AfD, wie Eberhard anfangs Oktober behauptet hat, noch hat  
ein «paktieren» mit der AKP oder ein vernetzen mit türkischen Islamisten in Polen stattgefunden. Am diesjährigen Kongress  
der European Young Conservatives in Polen haben gar keine AKP-Mitglieder teilgenommen. Die Junge SVP Schweiz fordert 
Blick nun auf, diese Fake News Kampagne zu stoppen und die Falschaussagen zu korrigieren.

Blick hat das Fass zum Überlaufen gebracht. Mit 
eindeutigen Falschaussagen betreibt Blick eine 
Fake News Kampagne gegen die Junge SVP. 
Weder ein «paktieren» noch ein Austausch mit 
türkischen Islamisten hat in Polen stattgefunden. 
Folgende Fakten stehen den Falschaussagen von 
Seiten Blick gegenüber:

Fakt Nr. 1
Die Junge SVP Schweiz ist Mitglied in der 
Dachorganisation EYC. Diese Mitgliedschaft 
beschränkt sich auf ein Treffen pro Jahr, an wel-
chem jeweils eine Gruppe von 5-10 persönlich 
interessierten Mitgliedern teilnimmt. Die Teil-
nahme dient dem persönlichen Austausch mit 
Vertretern anderer konservativen Gruppierungen 
Europas, es gibt jedoch keine Agenda bezüglich 
Austausch mit internationalen Organisationen, 
da die JSVP keinerlei offizielle Beziehungen 
mit ausländischen Parteien oder Gruppierungen 
unterhält. Die JSVP hat folglich auch nie mit 
der AKP «paktiert» wie von Eberhard behauptet 
wird. Offenbar entstand während des EYC Free-
dom Summit 2016 in Porto ein Foto von 2 
Mitgliedern der AKP mit einem JSVP-Mitglied. 
Allerdings kann dabei sicherlich nicht von «pak-
tieren» gesprochen werden, da es sich lediglich 
um einen kurzen unpolitischen Austausch mit 
anschliessendem Foto gehandelt hat. Zudem war 
das JSVP-Mitglied kein Funktionär oder Partei-
leitungsmitglied der Jungen SVP Schweiz. Die 
Parteileitung hält es für ungeschickt, dass sich 
dieses Mitglied lachend mit zwei Vertretern der 
AKP ablichten liess und hatte auch keine Kennt-
nis von diesem Foto. Dennoch schreibt die Junge 
SVP Schweiz ihren Mitgliedern nicht vor, mit 
wem sie sich auf Fotos  nach unverbindlichen 
Treffen unter Wahrung und Berücksichtigung 
der schweizerischen Neutralität zeigen dürfen. 
Wir sind eine Partei mit freiheitlichen Grund-
sätzen, eben gerade das Gegenteil von auslän-
dischen, autokratischen Parteien. Dass der ge-
nannte Journalist dieses Foto nun als «Beweis» 
für seine kruden Behauptungen missbrauchen 
will, entspricht der Logik von Verschwörungs-
theoretikern, welche auf dem Fundament wirrer 
Behauptungen und Annahmen, Zusammenhän-

ge konstruieren, wo keine sind und diese mit der 
bekannten Pseudologik «X und Y sind gemein-
sam auf diesem Foto, was beweist, dass X und 
Y unter einer Decke stecken». Primitiver geht 
es kaum, und damit ist eine Grenze erreicht, 
die auch ein Boulevardmedium wie Blick zu 
respektieren hat.

Fakt Nr. 2
Es gab in Polen kein «vernetzen» mit türkischen 
Islamisten. Dies wäre gar nicht möglich gewe-
sen, da gemäss Aussagen der Teilnehmenden 
gar kein Mitglied der AKP oder ein Islamist 
anwesend war. Demzufolge handelt es sich bei 
den Kommentaren zu den Beiträgen von Seiten 
Blick um klare, eindeutige Falschaussagen.

Die Junge SVP Schweiz betont, dass sie Mitglie-
der, welche effektiv mit autokratischen Parteien 
wie der AKP «paktieren» sollten, schnellstmög-
lich ausschliessen würde. An diesem Grundsatz 
hat sich auch mit der laufenden Medienbericht-
erstattung nichts geändert.

Fakt Nr. 3
Die Junge SVP ist eine Partei für die Schweiz 
und politisiert somit ausschliesslich für schwei-
zerische Anliegen. Internationale Kontakte 
durch unsere Mitglieder sind zwar nicht ausge-
schlossen oder verboten aber haben absolut kei-

Andreas Gerber,  
Generalsekretär  
Junge SVP Schweiz

ne Priorität. So hat der Präsident Benjamin Fi-
scher nie an einem Austausch mit ausländischen 
Parteien teilgenommen und auch eine Einladung 
zu einer Tagung der AfD abgelehnt. Alle diese 
Informationen hatte Fabian Eberhard, er hielt 
es jedoch für angebracht, diese absichtlich zu 
verschweigen, um so die Realität seinem Sto-
rytelling anzupassen. Was die Dachorganisation 
EYC betrifft, so wird die Mitgliedschaft intern 
ohnehin überprüft und über einen allfälligen 
Austritt im Frühjahr 2018 entschieden. Dieser 
Entscheidungsprozess verläuft jedoch gänzlich 
ohne Einfluss von Blick und dessen Journalisten 
mit Hang zu Verschwörungstheorien.

Es ist beschämend, dass gerade in Zeiten des 
Vertrauensverlustes gegenüber den Medien das 
Fake News Argument mit tatsächlich erfundenen 
Schlagzeilen befeuert wird. Es ist das legitime 
Recht des Journalismus kritisch zu sein, und 
wir müssen selbstverständlich nicht mit jeder 
Berichterstattung über uns einverstanden sein. 
Aber wenn journalistischen Grundsätzen kei-
nerlei Beachtung mehr geschenkt wird und ein 
Journalist kein Interesse mehr daran hat, einen 
Sachverhalt möglichst wahrheitsgetreu wieder-
zugeben, sondern nur versucht eine erfundene 
Geschichte im Nachhinein zu plausibilisieren, 
so gibt es keine Differenz mehr zu den Methoden 
von Verschwörungstheoretikern.
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Erwin Lötscher Dr. Kijan Malte  
Espahangizi

Der deutsch-iranische Historiker, 
Dr. Kijan Malte Espahangizi, 
führt seit 2010 das Zentrum «Ge-
schichte des Wissens ETH & Uni-
versität Zürich» und drängt sich als 
«Migrationsexperte» beim Thema 
Ausländerpolitik immer wieder in 
den Vordergrund und fordert «alle 
müssen eingebürgert werden». Die 
Schweiz habe mit dem Ausgrenzen 
der Zuwanderer eine «beträchtliche 
Bringschuld» auf sich geladen. 
Seine Dissertation schrieb er über 
«Die Rolle von Glasgefässen in der 
Geschichte der modernen Labor-
forschung». Auf solche wichtigen 
Experten-Erkenntnisse hat die Welt 
wahrlich gewartet.

Die Volksinitiative für ein Ver-
hüllungsverbot kam mit 106’600 
Unterschriften erfolgreich zustan-
de. Der 76jährige Erwin Lötscher 
aus Willisau hat im Alleingang 
9’638 Unterschriften gesammelt. 
Lötscher besitzt kein Handy und 
war über ein Jahr lang an Märkten, 
Schwingfesten und Motorradren-
nen anzutreffen. Die Gefahr der 
Zuwanderung und die Bedrohung 
durch den Islamismus haben ihn 
zu dieser Höchstleistung angetrie-
ben. Viele Mitbürger sollten sich 
an diesem wahren Demokraten ein 
Beispiel nehmen.

Bild: zvgBild: zvg

Die Fabel von den Fröschen
Eines Tages entschieden die Frö-
sche, einen Wettlauf zu veranstal-
ten. Um es besonders schwierig zu 
machen, legten sie als Ziel fest, auf 
den höchsten Punkt eines grossen 
Turms zu gelangen.
Am Tag des Wettlaufs versammel-
ten sich viele andere Frösche, um 
zuzusehen.
Dann endlich – der Wettlauf be-
gann.
Nun war es so, dass keiner der 
zuschauenden Frösche wirklich 
glaubte, dass auch nur ein einziger 
der teilnehmenden Frösche tatsäch-
lich das Ziel erreichen könne. An-
statt die Läufer anzufeuern, riefen 
sie also «Oje, die Armen! Sie wer-
den es nie schaffen!» oder «Das 
ist einfach unmöglich!» oder «Das 
schafft Ihr nie!»
Und wirklich schien es, als sollte 
das Publikum Recht behalten, denn 
nach und nach gaben immer mehr 
Frösche auf.
Das Publikum schrie weiter: «Oje, 

die Armen! Sie werden es nie 
schaffen!»
Und wirklich gaben bald alle Frö-
sche auf – alle, bis auf einen ein-
zigen, der unverdrossen an dem 
steilen Turm hinaufkletterte – und 
als einziger das Ziel erreichte.
Die Zuschauerfrösche waren voll-
kommen verdattert und alle wollten 
von ihm wissen, wie das möglich 
war.
Einer der anderen Teilnehmerfrö-
sche näherte sich ihm, um zu fra-
gen, wie er es geschafft hatte, den 
Wettlauf zu gewinnen.
Und da merkten sie erst, dass dieser 
Frosch taub war!

«Früher litten wir an Verbrechen,  
heute an Gesetzen».

Tacitus, römischer Historiker und Senator


